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A: FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

1.1

Grenze des räumlichen 
Geltungsbereiches 
des Bebauungsplans
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

2.

C: FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

Art und Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.1 MU

Allgemeines Wohngebiet
(§ 4 BauNVO) zulässig sind ausschließ-
lich Nutzungen gem. §4 Abs. 2 BauNVO
mit der Ausnahme von Schank- und
Speisewirtschaften

2.2 WA

GR max. zulässige Grundfläche 
in m² (§ 19 BauNVO)

2.3

Urbanes Gebiet
zulässig sind ausschließlich 
Nutzungen gem. §6a Abs. 2 
BauNVO (§ 6a BauNVO)

Landshut, den 13.09.2024
Amt für Stadtentwicklung
und Stadtplanung

Oberbürgermeister

Oberbürgermeister

Oberbürgermeister

Oberbürgermeister

MIT INTEGRIERTEM GRÜNORDUNGSPLAN

Landshut, den ..................
Referat Bauen und Umwelt

Doll
Ltd. Baudirektor

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes  wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
vom Stadtrat am ...................... gefasst und ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. ....
am ...................... bekanntgemacht.
 
Landshut, den ......................

Dieser Bebauungsplan wurde als Entwurf vom Stadtrat am ......................... gebilligt und hat 
gem.  §  3  Abs.  2  BauGB  in  der  Zeit  vom ......................... bis .......................... öffentlich 
ausgelegen.  Ort  und  Dauer  der  Auslegung  wurden  ortsüblich  im   Amtsblatt  der  Stadt 
Landshut Nr. .......... am .................... bekanntgemacht.

Landshut, den ...................... 

Der Stadtrat hat gem. § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 81 Abs. 2 BayBO am .........................den 
Bebauungsplan als Satzung beschlossen.
 
Landshut, den ......................

Nach Abschluss des Planaufstellungsverfahrens ausgefertigt.
 
Landshut, den ......................

Der  Satzungsbeschluss   des  Bebauungsplanes   und   die   Stelle,   bei  welcher der  Plan 
während der Dienstzeiten von jedermann  eingesehen  werden  kann  und  über  den  Inhalt 
Auskunft  zu erhalten  ist,  wurden  ortsüblich  im  Amtsblatt der Stadt Landshut Nr. ....... am 
........................  bekanntgemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan gem. 
§ 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.

BEBAUUNGSPLAN NR. 05-77
DECKBLATT 1

"Zwischen Pulverturmstraße, Schönbrunner Straße 
und Hagrainer Straße"

10.2

Private Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11, 16c BauGB)7.

7.1

7.2

8.

   a    b

Energie2.

Baugrund
Bezüglich der Bodenverhältnisse und den daraus resultierenden Schlussfolgerungen für Gründung, 
Bebaubarkeit, Versickerung, Aufschüttungen/Abgrabungen wird auf das Baugrundgutachten des 
Büros Geoplan, Osterhofen vom 12.07.2021 verwiesen. Das Gutachten kann im Amt für Stadtent-
wicklung und Stadtplanung eingesehen werden.

D: HINWEISE DURCH TEXT

1.

Maßstab   1  :  500
Plan zur genauen Maßentnahme nicht  geeignet!
Längenmaße   und   Höhenangaben  in   Metern!
Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung i.d.F
der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes 
vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)
Stand der Planunterlage: 02 - 2025

3. Wasserhaltung

4. Leitungsanlagen

Für die Aufstellung des Entwurfes

Landshut, den ..................
Referat  Bauen und Umwelt 
Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung

Ludwig-Kienitz
Amtsleitung

Zur Standortoptimierung bei der Pflanzung von Bäumen in befestigten Flächen ist für die Baumgruben 
und den Wurzelbereich verdichtungs- und unterbaufähiges Bodensubstrat in Anlehnung Typ B ZTV-
Vegtra-Mü, (Zusätzliche Technische Vorschriften für die Herstellung und den Einbau verbesserter Ve-
getationstragschichten Ausgabe 2018), Volumen Bodensubstrat je Baum 12 m³, Einbautiefe mind. 
100 cm, zu verwenden 

Hecken sind mit standortgerechten Laubgehölzen in geschnittener oder freiwachsender Form zulässig. 
Sonstige Einfriedungen sind nicht zulässig.

Von diesen Festsetzungen kann gemäß § 31 BauGB im Einzelfall abgewichen werden, wenn im Rah-
men des Baugenehmigungsverfahrens oder Genehmigungsfreistellungsverfahrens durch eine schall-
technische Untersuchung nachgewiesen wird, dass auch geringere Anforderungen an den baulichen
Schallschutz unter Beachtung der gültigen baurechtlichen Anforderungen möglich sind.

Die Luftschalldämmungen der Umfassungsbauteile von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen müs-
sen den diesbezüglich allgemein anerkannten Regeln der Technik genügen. In jedem Fall sind die 
Mindestanforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen gemäß der zum Zeitpunkt des 
Bauantrags bauaufsichtlich eingeführten Fassung der DIN 4109-01 zu erfüllen. Die im eingebauten 
Zustand mindestens erforderlichen, bewerteten Schalldämm-Maße R'w sind zu ermitteln (Schall-
schutznachweis nach DIN 4109) und zu gewährleisten. Es ist zu beachten, dass die in Prüfzeugnis-
sen angegebenen bewerteten Schalldämm-Maße Rw,P der kompletten Fensterkonstruktion um min-
destens 3 dB(A) höher sein müssen, als die im eingebauten Zustand erforderlichen bewerteten
Schalldämm-Maße R'w.

13.5

Immissionsschutz

Abbruch
Auf Grund der zu erwartenden Schadstoffgehalte ist durch ein entspr. akkreditiertes Fachbüro vor Be-
ginn der Rückbauarbeiten ein Schadstoffscreening durchzuführen, um darauf aufbauend ein Vorge-
hens und Entsorgungskonzept zu entwickeln. Dieses Vorgehens- und Entsorgungskonzept ist mit 
dem Amt für Umwelt-, Klima- und Naturschutz - FB Umweltschutz vorab abzustimmen.

8.

Altlasten
Dem Fachbereich Umweltschutz liegen keine Hinweise auf Altlasten im Bereich des Bebauungsplan-
umgriffs vor.

9.

Kampfmittel
Im Zuge der Baumaßnahmen sind die Erdeingriffe durch eine Munitionsbergungsfirma zu überwa-
chen und die Sohle im Anschluss auf militärische Altlasten frei zu messen. Die Erdarbeiten sind vorab 
von der Munitionsbergungsfirma beim staatlichen Sprengkommando anzuzeigen. Die grundsätzliche 
Pflicht zur Gefahrenforschung und einer eventuellen vorsorglichen Nachsuche liegt beim Grundstücks-
eigentümer. Das „Merkblatt über Fundmunition“ und die Bekanntmachung „Abwehr von Gefahren 
durch Kampfmittel (Fundmunition)“ des Bayerischen Staatsministerium des Inneren sind zu beachten.

10.

11.

Blendeinwirkung
Als Bestandteil des Bauantrages ist im Freistellungs- oder Baugenehmigungsverfahren ein Nachweis 
für den Ausschluss der Blendwirkung durch Tiefgaragenein- und -ausfahrten einzureichen.

7.

Erdwärme / Heizölverbrauchsanlagen
Bezüglich der thermischen Nutzung von Erdwärme bzw. des Betriebs von Heizölverbraucheranlagen 
wird auf die Anzeigepflicht gem. § 49 WHG i.V.m. Art. 30 BayWG und die ggf. notwendige Anzeige- 
und Prüfpflicht gemäß Anlagenverordnung hingewiesen.

6.

5.

Erhalt von Gehölzen
Die gemäß den Bestimmungen dieser Satzung herzustellende Bepflanzung ist zu pflegen, zu erhalten
und bei Verlust den vorgenannten Festsetzungen entsprechend nachzupflanzen. Sollten als zu erhal-
ten festgesetzte Gehölze durch Schadorganismen, Witterungseinflüsse oder aus sonstigen Gründen
verloren gehen, so ist der festgesetzte Zustand innerhalb von 12 Monaten durch Ersatzpflanzungen
wieder herzustellen; dabei sind Einzelbäume in der gleichen Baumart in der Qualität 4x verpflanzt,
Stammumfang mind. 20-25cm an derselben Stelle nachzupflanzen; Hecken, Sträucher und sonstige
Gehölzgruppen sind durch die Nachpflanzung von standortgerechten Sträuchern zu ersetzen.

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

15.

Wasserwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)16.

Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen) 
An den sechs geplanten Gebäuden sind künstliche Quartiermöglichkeiten, darunter insbesondere win-
terfeste Modelle, z.B. in Form von Einbausystemen anzubringen. Es sollen jeweils an den Ostfassa-
den eine und an den Südfassaden zwei künstliche Fledermausquartiere in die Außenwand integriert 
werden (=18 künstliche Fledermausquartiere). Die Auswahl der jeweiligen Fassadenquartiere sowie 
die sachgerechte Anbringung bzw. der Einbau der künstlichen Quartiere an den neuen Gebäuden ist 
unter Beteiligung einer Fachperson durchzuführen. Die Quartiere sind lagegenau zu dokumentieren 
und entsprechend zu warten. Außerdem sind mindestens fünf Brutmöglichkeiten für Vögel an den 
neuen Gebäuden zu schaffen (z.B. Traufkästen, Niststeine oder Nistkästen).

15.2

15.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
Abrissarbeiten der Bestandsgebäude sind nur von September bis Anfang Oktober oder ausnahmswei-
se, bei Beleg dass keine Vogelbruten in oder an den Gebäuden vorkommen von April bis Anfang Mai 
durchzuführen. Im Vorfeld ist durch eine Fledermaus-Fachperson die Unbedenklichkeit des Abrisses 
zu bestätigen. 
Die Beseitigung von Gehölzen darf zum Schutz der Brutvögel nur im Zeitraum vom 01.10 - 28.02. er-
folgen, bei Verdacht auf Fledermausvorkommen nur vom 11.09. - 31.10.
Ab einer Glasfläche von mind. 6 m² sind Fenster, Türen und sonstige Glasflächen mit einem geringem
Außenreflexionsgrad und außenseitig angebrachten, geeigneten Schutzmarkierungen zu errichten.

Maßnahmen zur Verringerung der Flächenversiegelung und zum Schutz des Grundwassers 
Wege, Einfahrten, Stellplätze und sonstige befestigte Flächen sind mit wasserdurchlässigen Belägen
(z. B. breitfugigem Pflaster, Kies- oder Schotterflächen, Rasengittersteine, Pflaster mit Rasenfugen)
auszubilden und müssen zum Zeitpunkt der Herstellung einen Endabflussbeiwert von 0,6 oder
kleiner aufweisen, sofern keine wasserrechtlichen Belange entgegenstehen. Ausgenommen hiervon
sind behindertengerecht auszubildende Stellplätze. (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

13.4.4

   c    d

Fassadenbegrünung 
Umfassungswände der Tiefgaragenbereiche außerhalb der Gebäude sind an fensterlosen zusammen-
hängenden Abschnitten über 5,0 m Länge dauerhaft mit Selbstrankern oder Schlinger zu begrünen 
und entsprechende Klettergerüste zu errichten.

   e    f

Tiefenbrunnen
Der im Plan festgesetzte Tiefenbrunnen wird erhalten. Notwendige Erhaltungsmaßnahmen sind mit 
dem Amt für Umwelt-, Klima-, und Naturschutz und dem Ordnungsamt abzustimmen.

12. Standorte Abfallbehälter
Die im Plan festgesetzten Standorte für Abfallbehälter am Tag der Abholung müssen eben aus-
geführt werden.

13.

14.

Abwasser
Die komplette Abwasserbeseitigung des Gebietes ist neu zu gestalten. Zukünftig ist das Areal im
Trennsystem zu entwässern.
Die Hagrainer Straße ist durch Sturzfluten infolge von Starkregenereignissen besonders gefährdet. 
Es wird empfohlen, bei der Errichtung von Gebäuden, Tiefgaragen und technischen Einrichtungen in 
diesem Bereich geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen.
Weiterhin gilt: Die Einleitung von Grund-, Quell- und Sickerwasser in die öffentliche Entwässerungs-
anlage ist gemäß § 15 Abs. 2 Ziff. 6 der Entwässerungssatzung der Stadt Landshut (EWS) verboten.
Das gilt auch für Drainagewasser. Das Einleiten von Niederschlagswasser aus Versickerungsanlagen
in die Kanalisation per Notüberlauf ist ebenfalls nicht zulässig.

Versickerung

Im Freistellungs- und Baugenehmigungsverfahren ist für die jeweilige Gewerbenutzung ein schalltech-
nischer Nachweis zu erbringen. 
Die Beurteilung der Lärmemissionen ist nach der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm 
"TA Lärm" vom 26.08.1998, zuletzt geändert durch AVV vom 01.06.2017 durchzuführen. Die vom 
Ge-samtbetrieb ausgehenden und zurechnenden Emissionen, dürfen an den nächstgelegenen Immis-
sionsorten die um 6 dB(A) reduzierten Immissionsrichtwerte der TA-Lärm nicht überschreiten. 
In besonderen Ausnahmefällen (z.B. emissionsarme Gewerbenutzungen) kann nach Rücksprache mit 
der Genehmigungsbehörde, auf einen schalltechnischen Nachweis verzichtet werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass das Baugebiet aus Richtung der Hagrainer Straße sowie aus Rich-
tung des Kreuzungsbereiches Hagrainer Straße/Schönbrunner Straße durch Verkehrsgeräuschimmis-
sionen stark geräuschbelastet ist. Daher wird empfohlen, vorzugsweise die weniger schutzbedürftigen 
gewerblichen Nutzungen in diesem Bereich zu planen.
Darüber hinaus wird empfohlen, Grundrisse in Wohnungen entsprechend der berechneten einwirken-
den Verkehrsgeräusche so zu planen, dass empfindliche Aufenthaltsbereiche wie Schlafzimmer, Kin-
derzimmer und Wohn- und Essbereiche vorzugsweise auf der lärmabgewandten Seite geplant 
werden. 
Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind so zu errichten und zu betreiben, dass keine
Belästigung durch Lichtimmissionen (z.B. Blendwirkung) auftreten.
Bei der Beleuchtung der privaten und öffentlichen Flächen des Planungsgebiets wird empfohlen, mög-
lichst niedrige Lichtpunkthöhen zu wählen sowie, soweit mit den Belangen der öffentlichen Sicherheit
vereinbar, die Beleuchtungszeiten mit Zeitschaltuhren zu regulieren.
Bei der Errichtung der Trafostationen ist darauf zu achten, dass die in der 26. BImSchV vorgegebenen 
Grenzwerte für die elektrische Feldstärke und die magnetische Flussdichte, an den nächstgelegenen 
Immissionsorten nicht überschritten werden.

17.

Baumstandorte und Baumschutz
Standorte für Bäume sind so auszubilden, dass für einen Baum mind. 8 m² Vegetationsfläche gesi-
chert sind. Der Wurzelraum ist 80 cm hoch mit Oberboden zu verfüllen. Vorher ist der Untergrund zu 
lockern, so dass Wasser versickern kann. Einzelbaumscheiben oder Standorte für Bäume in befestig-
ten Flächen sind mit einem Drainagegießring pro Baum zu versehen. Im Bereich befestigter Flächen 
und mit eingeschränktem Standraum ist zur Standortoptimierung für die Baumgruben verdichtungs- 
und unterbaufähiges Bodensubstrat gemäß Typ B ZTV-Vegtra, Volumen Bodensubstrat je Baum 
12 m³, Einbautiefe mind. 100 cm zu verwenden. Eine eventuell später notwendig werdende Entfer-
nung von nicht standortgenau als zu pflanzen oder zu erhalten festgesetzten Bäume ist nur nach 
Maßgabe der Verordnung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Landshut (Baumschutzver-
ordnung) vom 17.12.2021, in Kraft getreten am 01.01.2022, möglich.

16.

Stellplatzsatzung / Versiegelungsverbotssatzung / Spielplatzsatzung
Soweit in diesem Bebauungsplandeckblatt keine anderslautenden Festsetzungen getroffen werden, 
sind die Regelungen der Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplätzen für 
Kraftfahrzeuge und Fahrräder (Stellplatzsatzung - StPlS), der Satzung über das Verbot von Bodenver-
siegelung (Versiegelungsverbotssatzung - VVS) sowie der Satzung zur Einführung einer Pflicht zum 
Nachweis eines Spielplatzes für Kinder (Spielplatzsatzung - SpPlS) in ihren jeweils geltenden 
Fassungen maßgebend.

18. Kinderspielplätze
Je 25 m² Wohnnutzfläche sind mind. 1,5 m² Kinderspielplatzfläche nachzuweisen, jedoch mindestens 
60 m². Kinderspielplätze sind so zu errichten, dass sie sich in verkehrsabgewandter Lage befinden 
oder gegenüber der Verkehrsfläche mit einer mindestens 1,5 m tiefen Strauchhecke abgeschirmt sind. 
Die Spielplatzfläche muss unmittelbar, ohne Inanspruchnahme öffentlicher Flächen, erreicht werden 
können und dessen Nutzung dauerhaft rechtlich gesichert sein.
Kinderspielplätze sind mit mindestens einem Sandspielbereich, einem ortsfesten Mehrzweckspielge-
rät und einer ortsfesten Sitzgelegenheit auszustatten.

Bepflanzung Kinderspielplätze19.

20. Biotopbaum Linde
Die Bestandslinde im Norden des Geltungsbereichs an der Pulverturmstraße ist ein Biotopbaum und 
zu erhalten. Der Fußpunkt des Baums liegt ca. 1,20m höher als die Pulverturmstraße / das Grund-
stück. Der Gehweg kann nur in der festgesetzten Form umgesetzt werden, wenn der Baum abge-
storben sein sollte. Der Baum ist während der Baumaßnahmen fachgerecht zu sichern. Zum Fortbe-
stand des Baums wird eine ökologische Baubegleitung für alle Arbeiten im Kronentraufbereich der 
Linde empfohlen.

21. Bei der Planung von gößeren Fenstern oder Glasflächen an den geplanten Gebäuden, müssen grund-
sätzlich Maßnahmen zur Reduzierung/Verhinderung von Anflügen an Scheiben durch Vögel berück-
sichtigt werden. Hierbei ist darauf zu achten, dass auf größeren Glasscheiben außenseitig Markierun-
gen angebracht werden. Dabei wird empfohlen, geprüfte Muster zu verwenden (vgl. SCHMID et al. 
2012). Eine Verwendung von schwarzen Silhouetten oder Produkten mit Wirkungen im UV-Bereich 
sind nicht geeignet. Ein gewisser Effekt lässt sich über die Berücksichtigung von z.B. Jalousien o.ä. 
erreichen. Um gefährliche Spiegelungen einzudämmen wird empfohlen, nur Gläser mit geringem 
Außenreflexionsgrad einzusetzen. 
Fledermäuse nehmen glatte senkrechte Flächen erst kurz vor dem Aufprall wahr und können so einen 
Zusammenstoß oft nicht vermeiden („akustische Fallen“, GREIF et al. 2017). An größeren Fenstern 
sind vorbeugend geeignete Maßnahmen zur Verhinderung/Reduzierung von Anflügen durch Fleder-
mäuse vorzusehen. Die Verwendung von Glas mit Struktur kann eingeschränkt als vorbeugend geeig-
nete Maßnahme zur Verhinderung/Reduzierung von Anflügen durch Fledermäuse angesehen werden. 
Ein gewisser Effekt lässt sich auch über die Berücksichtigung von z.B. Außenjalousien oder Fenster-
läden erreichen. 

Pflanzliste22.
Es sind die Gehölze gemäß der Liste im Anhang der Begründung zu verwenden. Der gesetzlich vor-
geschriebene Grenzabstand für Bepflanzungen ist einzuhalten (Art. 47 und 48 AGBGB). 

23. Bodendenkmäler

24.
Bei allen Baumaßnahmen sind anfallender Oberboden sowie kulturfähiger Unterboden soweit möglich
für die Erstellung von Grünflächen oder für landwirtschaftliche Kulturzwecke wieder zu verwenden. 
Der Oberboden ist gemäß § 202 BauGB so zu schützen und zu pflegen, dass er jederzeit wieder ver-
wendungsfähig ist. Oberbodenlagerungen müssen in Mieten mit einer Basisbreite von max. 3 m, einer 
Kronenbreite von 1m und einer Höhe von max. 2 m angelegt werden, Unterboden mit einer Höhe von 
max. 3 m. Bodenmieten sind durch Profilierung und Glättung vor Vernässung zu schützen. Die Mieten-
lagerfläche muss wasserdurchlässig sein und es darf sich kein Stauwasser bilden. Die Lagerfläche 
sollte sich nicht in Muldenlage befinden. Müssen Lagerflächen auf nicht wasserdurchlässigen Böden 
eingerichtet werden, sind entsprechende Maßnahmen zum Ableiten von Niederschlagswasser vorzu-
sehen. Bei Lagerungszeiten über zwei Monaten sind die Mieten sofort zu begrünen. Die Ansaatmi-
schung ist nach Standorteigenschaften, angenommener Lagerzeit und Jahreszeit anzupassen. Bo-
denmieten für Oberboden und kulturfähigen Unterboden dürfen nicht schädlich verdichtet, nicht be-
fahren oder als Lagerflächen genutzt werden. Es wird darauf hingewiesen, dass die Verfüllung von 
Gruben, Brüchen und Tagebauten durch Bodenmaterial mit hohem organischem Anteil (Oberboden, 
anmoorige und torfhaltige Böden) unzulässig ist. Beim Anfall größerer Mengen sind mögliche, recht-
lich und fachlich zulässige Verwertungs- und Entsorgungswege (Materialmanagement) frühzeitig bei 
der Planung und im Rahmen von Aushubarbeiten zu berücksichtigen.

Vorsorgender Bodenschutz - Verwertung und Entsorgung von Oberboden

25. Vorsorgender Bodenschutz - Erdarbeiten

Nachsorgender Bodenschutz – Mitteilungspflicht gem. Art. 1 BayBodSchG26.

1.

1.1

Art der baulichen Nutzung

Im Urbanen Gebiet ist im Erdgeschoss gemäß §1 Abs. 7 BauNVO eine Wohnnutzung nicht zulässig.
Im Erdgeschoss sind alle anderen Nutzungen nach § 6a Abs.2 BauNVO, sowie Abstellflächen für
Räder, Müll und Flächen für Tiefgaragen zulässig. Die Flächen für Tiefgaragen müssen im hinteren 
Teil der Gebäude angeordnet werden und dürfen nicht in der Fassade in Erscheinung treten. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 6a BauNVO) 

1.2

Höhenlage der Gebäude (§ 9 Abs. 1 Nr. 16c und Abs. 3 BauGB)2.

Die Oberkante Fertigfußboden des Erdgeschoss (OK FFB EG) der Gebäude an der Hagrainer Straße 
muss mindestens über Straßenniveau liegen.

3.

2.1

3.1

Tiefgaragen/ Stellplätze

Die gemäß der Stellplatzsatzung der Stadt Landshut in der jeweils geltenden Fassung notwendigen 
Stellplätze sind ausschließlich in der Tiefgarage oder in die Hauptbaukörper integriert, zulässig. 
Weitere Stellplätze sind innerhalb der Flächen entsprechend A.4.3 und A.5.2 zulässig. 4 oder mehr 
zusammenhängende Stellplätze sind umlaufend mit Sträuchern einzugrünen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

8.1

8.2

Tiefgaragenzu- und -ausfahrten sind so zu planen und zu errichten, dass keine Belästigung durch 
Blendwirkungen auftreten. Dies ist im Rahmen der Baugenehmigung nachzuweisen. (§ 9 Abs. 1 
Nr. 24 BauGB)

Bei Pflanzung von Bäumen der Wuchsklasse 3 (Endwuchshöhe 10 (bis 15 m) auf Tiefgaragen ist pro 
Baum auf einer Fläche von mindestens 10 m2 ein fachgerechter Bodenaufbau von mindestens 1,0 m
vorzusehen. Es ist Wurzelraumvolumen von mindestens 20 m3 pro Baum vorzusehen. Es sind aus-
schließlich herzwurzelnde Arten in den unterbauten Bereichen zulässig. (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Im WA und MU sind zweigeschossige Tiefgaragen innerhalb der Planzeichen A.3.1, A.3.2 und A.8.1 
zulässig. (§9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

8.3

8.4

8.5

Die Decken von Tiefgaragen sind außerhalb von Gebäuden, Terrassen, Zufahrten und Zuwegungen 
um mindestens 0,40 m mit einem fachgerechten durchwurzelbaren Bodenaufbau zu überdecken. 
Die Decken von Tiefgaragenzufahrten sind bis zu einer Dachneigung von 10 Grad gemäß C.10.2 ex-
tensiv zu begrünen. (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Fahrradabstellanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

9.1 Die nach der Stellplatzsatzung der Stadt Landshut in der jeweils geltenden Fassung notwendigen 
Fahrradstellplätze sind innerhalb der Gebäude, der Tiefgaragen oder als überdachte Abstellanlagen 
im direkten Anschluss an Gebäude nachzuweisen. 

9.

Dächer, Dachaufbauten, Dachbegrünung  

Technische Dachaufbauten sind nur zulässig, soweit sie 
- je Dach insgesamt eine Fläche von 15 % der Grundfläche des darunter liegenden Geschosses nicht 
  überschreiten und eine Höhe von 1,0 m über der realisierten Wandhöhe nicht überschreiten oder
- eine Höhe von 2,0 m über der realisierten Wandhöhe nicht überschreiten, soweit die Abweichung 
  von Nr. 2 aus technischen, schalltechnischen oder brandschutztechnischen Gründen erforderlich ist.
Die baulichen Anlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie bleiben bei der Berechnung der 
Wandhöhe unberücksichtigt. 
Alle technischen Aufbauten sind mindestens um das, die realisierte Wandhöhe übersteigende Maß 
von den Gebäudeaußenkanten abzurücken. (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO)

10.1

10.

Abgrabungen, Aufschüttungen, Bodenmodellierung (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)

Es muss ein höhengleicher Anschluss der nicht überbaubaren Grundstücksflächen an das Niveau der 
angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen sowie der Nachbarflurstücke hergestellt werden.

Werbeanlagen sind nur an den Gebäuden im Erdgeschoss des Urbanen Gebietes und an der Stätte 
der Leistung zulässig. Werbeanlagen in Form von laufenden Schriften, Blink- und Wechselwerbean-
lagen und sich bewegende Werbeanlagen sind unzulässig.

Werbeanlagen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 2 BayBO)11.

11.1

12.

12.1

Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)13.

Geräuschemittierende Anlageteile und Aggregate im Freien sind, unter Betrachtung der Anforderun-
gen der Sechsten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Techni-
sche Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) vom 26. August 1998, einzuhausen oder ausrei-
chend schallabgeschirmt zu errichten.

13.1

13.2

13.3

13.4
13.4.1

13.4.2

13.4.3 Für schutzbedürftige Frei- und Außenwohnbereiche an gekennzeichneten Fassaden in Abbildungen a 
und b sind Schallschutzmaßnahmen (z. B. Schiebeverglasungen)  vorzusehen, die im wirksamen Be-
triebzustand den mittleren Schalldruckpegel der einwirkenden Verkehrsgeräusche in der Mitte des 
Außenwohnbereiches in 2 m Höhe um mindestens 10 dB(A) im MU und um mindestens 6 dB(A) im 
WA verringern.

Zur Nachtzeit (22:OO - 6:OOUhr) ist eine gewerbliche Nutzung grundsätzlich unzulässig. Büronutzung 
ist hiervon ausgenommen.

Tiefgaragen-Lüftungsöffnungen sind so anzuordnen, dass vom Rand von Abluftschächten/-öffnungen 
der Tiefgarage bis zum Rand von schutzbedürftigen Nutzungen (Fenster von Schlaf- und Aufenthalts-
räumen; Außenwohnbereiche wie Terrassen / Balkone / Loggien; Aufenthaltsbereiche im Freien wie 
Spielplätze / Spielwiesen / Sitzgelegenheiten) ein Mindestabstand von 2,50 m eingehalten wird. Ma-
schinell erfasste Tiefgaragenabluft ist über das  Dach in die freie Luftströmung abzuleiten. Lärmer-
zeugende Teile von Tiefgaragenlüftungsanlagen sind im Gebäude anzuordnen und von Lüftungs- 
bzw. Absaugkanälen sowie vom Baukörper schwingungstechnisch zu entkoppeln.

Bei der Beleuchtung von privaten Flächen sind abgeschirmte Leuchten zu verwenden, deren Leucht-
kegel in Richtung Boden ausgerichtet ist. Zulässig ist eine Beleuchtungsstärke von max. 5 Lux (für 
Weg- und Zugangsbeleuchtung) bzw. max. 10 Lux (für Hof- und Parkplatzbeleuchtung); zu ver-
wenden sind dabei Leuchtmittel mit geringem Anteil an UV- und Blaulicht wie z.B. bernsteinfarbene 
bis warmweiße LED, (Orientierung: Farbtemperatur 1700 bis 2400 Kelvin, max. 3000 Kelvin). Es sind 
Leuchtdichten von max. 50cd/m² für kleinflächige Anstrahlungen bzw. selbstleuchtende Flächen mit 
weniger als 10m² bzw. Leuchtdichten von max. 2cd/m² für Anstrahlungen bzw. selbstleuchtende Flä-
chen mit mehr als 10m² zulässig. Hintergründe sind dunkel zu halten. Leuchten zu Dekorationszwe-
cken wie beispielsweise Kugellampen und Strahler, die Bäume, Fassaden oder Fahnen beleuchten, 
sind nicht zulässig. Ausgenommen ist dabei explizit die Weihnachtsbeleuchtung. Leuchtmittel mit 
weniger als 50 Lumen bleiben hierbei außer Acht.

13.6

13.7

13.8

14.

Die Gebäude sind auf einer Geschossfläche von insgesamt mind. 1.771 m² so zu errichten, dass sie 
mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung gefördert werden könnten. (§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB)

Die Flachdächer sind mit einer extensiven Dachbegrünung mit einem Mindestschichtaufbau von 
10 cm, einem 2-schichtigen Aufbau bestehend aus druckfester Dränschicht bzw. Dränmatte und einer 
gütegesicherten Vegetationstragschicht mit einer Schichthöhe von mind. 10 cm und einer gemischten 
Begrünung aus Sedum, Kräutern und Gräsern zu erstellen. Dies gilt nicht für technische Einrichtun-
gen, Belichtungsflächen Vordächer und Fluchtbalkonüberdachungen. Zusätzlich und in Kombination, 
sind Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie zulässig. (§ 9 Abs. 1 Nrn 23b und 25a BauGB)

Zur Förderung einer nachhaltigen Energieversorgung wird auf das Gebäudeenergiegesetz (GEG) in 
der jeweils gültigen Fassung hingewiesen. Entsprechend müssen Anforderungen an die energetische 
Qualität von Gebäuden und an den Einsatz erneuerbarer Energien in Gebäuden eingehalten und 
nachgewiesen werden. Eine energetische Qualität der Gebäude, die über die Mindestanforderungen 
des Gebäudeenergiegesetztes hinausgeht, wird empfohlen. Ebenso wird empfohlen regenerative 
Energien über die Mindestanforderungen des Gebäudeenergiegesetzes hinaus zu erzeugen/nutzen. 
Anlagen und Einrichtungen zur aktiven Nutzung der Sonnenenergie an und auf sämtlichen Gebäuden 
sind zulässig. Die Verpflichtung zur Dachbegrünung besteht weiter. Solarmodule sind in Kombination 
mit der Dachbegrünung zulässig.

Im Zuge der Baumaßnahmen können Bauwasserhaltungen aufgrund von Schichtenwasser notwendig 
werden. Die dafür erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis ist rechtzeitig beim Amt für Umwelt-, Klima- 
und Naturschutz der Stadt Landshut, Sachgebiet Umweltschutz zu beantragen. Ein Antragsformblatt 
dafür ist auf der städtischen Internetseite https://www.landshut.de/sites/default/files/filemanager/Benut-
zerdaten/La48/2%20Wasser/2.3%20Bauwasserhaltung/imp_Antrag_Bauwasserhaltung.pdf abrufbar.

Sämtliches anfallendes Niederschlagswasser (Dach- und Oberflächenwasser) ist vor Ort dezentral 
und eigenverantwortlich auf den jeweiligen Grundstücksflächen über geeignete dezentrale Versicke-
rungseinrichtungen (z.B. Mulden-Rigolen-Systeme) zu beseitigen. Sollte eine Versickerung nachweis-
lich nicht möglich sein, so ist das Niederschlagswasser in entsprechend dimensionierten Rückhalte-
einrichtungen zu puffern und gedrosselt und rückstaufrei in den Niederschlagswasserkanal in der Hag-
rainer Straße einzuleiten. Es gilt, pro neu zu bauendem Gebäude: Retentionsvolumen: mind. 15 l/m² 
versiegelter einzuleitender Fläche, Ablaufdrosselung: 1,0 l/sec.

Es ist nur die Errichtung solcher Luftwärmepunpen zulässig, deren ins Freie abgestrahlter immissions-
wirksamer Schalleistungspegel L

WA
 = 50 dB(A) nicht überschreitet.

Die Aufstellung von Luftwärmepumpen ist nur mit einem Abstand von mindestens 3 m zur Grund-
stücksgrenze zulässig.

Alle schutzbedürftigen Räume (z.B. Schlafräume, Aufenthaltsräume in Wohnungen, Büroräume) an 
gekennzeichneten Fassaden entsprechend Abbildung C.13.4.3 c und d, müssen Einrichtungen zur 
Raumbelüftung erhalten, die gewährleisten, dass in dem für den hygienischen Luftwechsel erforderli-
chen Zustand (Nennlüftung) die festgesetzten Anforderungen an den baulichen Schallschutz gegen 
Außenlärm eingehalten werden.  Solche Einrichtungen könnten beispielsweise sein: vorgebaute 
Pufferräume, Prallscheiben, Spezialfenster mit erhöhtem Schallschutz bei Lüftungsfunktion, Schall-
dämmlüfter, u.a.. Mechanische Belüftungseinrichtungen dürfen in Schlafräumen im bestimmungsge-
mäßen Betriebszustand (Nennlüftung) einen Eigengeräuschpegel von 30 dB(A) im Raum (bezogen 
auf eine äquivalente Absorptionsfläche von A = 10 m²) nicht überschreiten.

Alle Erdarbeiten bzw. Bau- und Eingriffsflächen sind auf das notwendige Maß zu beschränken (§ 1a 
Abs. 2 BauGB). Die Erd-/Grabarbeiten sind so auszuführen, dass keine Verunreinigungen des Bo-
dens erfolgen können. Ober-, Unterboden und Untergrund müssen getrennt, horizont- bzw. schichten-
weise ausgebaut, wenn erforderlich zwischengelagert und verwertet werden. Bodenverdichtungen auf 
(zukünftigen) unversiegelten Flächen sind durch entsprechende Maßnahmen nach DIN 16639 und 
DIN 18915 zu vermeiden. Nicht vermeidbare Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der Baumaß-
nahmen bei abgetrocknetem Bodenzustand sachgerecht wieder aufzulockern. Die Lockerungsmaß-
nahmen und eine ggf. notwendige Zwischenbewirtschaftung sind fachgerecht zu planen. Beim Wie-
dereinbau des Bodens auf allen Freiflächen ist darauf zu achten, dass das Bodenmaterial schichtkon-
form und ohne Verdichtungen entsprechend Tabelle 2 DIN 19639 eingebracht wird. Die Verfestigung 
hat für alle Freiflächen durch Andrücken zu erfolgen (kein Rütteln oder Walzen).

Entsprechend Festsetzung A.7.2 sind standortgerechte Läubbäume (entlang den öffentlichen Straßen
Stammumfang 20 - 25 cm, ansonsten Stammumfang 16 - 18 cm) oder Obstbäume (Halb- oder Hoch-
stamm, Stammumfang 8 - 10 cm) zu pflanzen. 50 % der zu pflanzenden Bäume sind der 1. Wuchs-
klasse zuzuordnen, die weiteren 50 % der 2. bis 3. Wuchsklasse. 

Die Flächen gemäß A.7.1 sind zu erhalten und zusätzlich mit standortgerechten Laubgehölzen zu be-
pflanzen. 10 % der Fläche sind mit Bäumen 2. und 3. Wuchsordnung zu bepflanzen.

Die gemäß A.4.3 und A.5.2 festgesetzten Flächen sind zu mindestens 20 %  als Vegetationsflächen 
zu gestalten. Es sind standortgeeignete Staudenmischpflanzungen vorzusehen. 

Als zu pflanzende Bäume sind standortgerechte Laubbäume zulässig.

Grünflächen sind mit geeigneten autochthonen Wiesenansaaten bzw. Staudenmischpflanzungen zu 
begrünen. Hangbereiche mit einer Steigung größer 1:2 sind mit Gehölzpflanzungen, die zur Hang- 
und Böschungssicherung geeignet sind, zu sichern.

14.1

14.2

14.3

14.4

14.5

14.6

14.7

14.8

14.9

14.10

14.11 Pflanzgebot
Die gemäß den Nrn. A.7.1, A.7.2 und C.14.1 bis C.14.10 festgesetzte Bepflanzung ist innerhalb von 
12 Monaten nach Aufnahme der jeweiligen Nutzung der Gebäude herzustellen.

Eventuell erforderliche Rückhalteeinrichtungen zur Versickerung sind  ausreichend groß zu dimensio-
nieren. Bei Bedarf, bzw. Erfordernis aufgrund des Altlastenverdachts, ist ein entsprechender Boden-
austausch zur Erreichung der erforderlichen Versickerungsfähigkeit des Bodens vorzunehmen. 
Bei der Versickerung von Niederschlagswasser sind die Vorschriften des WHG, des BayWG, der 
NWFreiV sowie die einschlägigen technischen Regelwerke (TRENGW, DWA M 153, DWA A 138) zu 
beachten. 

15. Abstandsflächen
Die gesetzlichen Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO werden durch alle Baugrenzen zu den Nach-
barn eingehalten. Innerhalb des Grundstücks sind teilweise verkürzte Abstandsflächen zulässig, 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse können dennoch gewährleistet werden. Die gemäß C.5.1 
zulässige Verkürzung der Abstandsflächen ist in der Begründung in Abbildung 3 dargestellt.

Im Geltungsbereich, sowie im unmittelbaren Umgriff des Geltungsbereiches befinden sich Leitungsan-
lagen der Stadtwerke Landshut, der Vodafone und der Deutschen Telekom. Die Anlagen der verschie-
denen Netzbetreiber sind bei Bautätigkeiten zu schützen und zu sichern, bzw. dürfen nicht überbaut 
und vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden. Sollte eine Umverlegung der Leitungsanla-
gen erforderlich werden, muss mindestens drei Monate vor Baubeginn ein Auftrag an die Vodafone 
GmbH und die Deutsche Telekom Technik GmbH, vier Wochen vor Abbruchbeginn ein Antrag an die 
Stadtwerke Landshut gestellt werden. Bei Baumpflanzungen ist das Merkblatt DWA-M 162 „Bäume, 
unterirdische Leitungen und Kanäle" (Februar 2013) zu beachten.

Bei den Aushub- und Wiedereinbaumaßnahmen sind die rechtlichen Anforderungen zur Untersu-
chung, Deklaration und Verwertung des Bodenmaterials einzuhalten. Des Weiteren ist dafür Sorge 
zu tragen, dass auf zukünftigen Freiflächen, insbesondere die zukünftigeSpielplatzfläche, die ersten
0,6 Meter aus hinsichtlich Farbe, Geruch und stofflicher Zusammensetzung im Sinne der Bundesbod-
enschutzverordnung unauffälligem Bodenmaterial bestehen.
Bei optischen oder organoleptischen Auffälligkeiten des Bodens ist unverzüglich das Amt für 
Umwelt-, Klima- und Naturschutz der Stadt Landshut zu benachrichtigen (Mitteilungspflicht gem.
 Art. 1 BayBodSchG) und es ist mit diesem die weitere Vorgehensweise abzusprechen.

Zugänglichkeit von Normen und Vorschriften27.

Es ist nicht ausgeschlossen, dass sich in dem Gebiet oberirdisch nicht mehr sichtbare Bodendenk-
mäler befinden. Es wird deshalb darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten zu Tage kommende 
Keramik-, Metall- oder Knochenfunde nach Art. 8 S.1 und 2 BayDSchG umgehend der Stadt Landshut - 
Baureferat - Bauaufsichtsamt oder dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege - Außenstelle 
Regensburg – zu melden sind. (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Kinderspielplätze sind zu begrünen. Zur Beschattung sind geeignete Maßnahmen zu treffen, insbe-
sondere sollen Laubbäume bzw. Laubgehölze gepflanzt werden. Im Spielplatzbereich gepflanzte 
Laubbäume können auf das Pflanzgebot nach C.14.2 angerechnet werden. Zum Schutz der Kinder 
ist bei der Bepflanzung des Spielplatzes auf Pflanzen zu verzichten, die in der beim Giftinformations-
zentrum (GIZ) Nord verfügbaren Liste der giftigen Pflanzen aufgelistet sind. Die Liste kann online ab-
gerufen werden unter: https://www.giz-nord.de/cms/index.php/giftinfo/pflanzen

Für alle mit Planzeichen A.7.2 festgesetzten Baumpflanzungen gelten folgende Mindestpflanzqualtitä-
ten: Bäume als Hochstamm, mind. 3-mal verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang in 1 m - Höhe, mind. 
20 - 25 cm, lichte Höhe 2,5m über Fußwegen. 

Baulicher Schallschutz
Im Planungsgebiet sind an allen Fassaden und Dachflächen, hinter denen sich schutzbedürftige Räu-
me (z.B. Aufenthaltsräume in Wohnungen, Büroräume und Ähnliches) befinden, bei Errichtung und 
Änderung der Gebäude technische Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm vorzusehen, die ge-
währleisten, dass die Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen gemäß den ein-
geführten technischen Baubestimmungen eingehalten werden.

Die Rampe der Tiefgarage im urbanen Gebiet ist einzuhausen. 
Die Innenwände und Decken aller Tiefgaragenrampen bzw. Rampeneinhausungen sind bis zu einer 
Tiefe, die der dreifachen Torbreite entspricht, schallabsorbierend zu verkleiden (Absorberklasse B 
oder bewerteter Schallabsorptionsgrad α

w
 ≥ 0,8).

Das Garagentor sowie Regenrinnen im Bereich der Ein- und Ausfahrt der Tiefgarage sind so zu errich-
ten, dass keine impulshaltigen Geräusche bei der Überfahrt der Regenrinnen bzw. beim Öffnen und 
Schließen des Garagentors entstehen.

Lageplan mit Darstellung der von Grenzwertüber-
schreitungen betroffenen Fassaden zur Tagzeit 
bei Nicht- oder Teilerrichtung der Gebäude im MU

Lageplan mit Darstellung der von Grenzwertüber-
schreitungen betroffenen Fassaden zur Nachtzeit 
bei Nicht- oder Teilerrichtung der Gebäude im MU

Lageplan mit Darstellung der von Grenzwert-
überschreitungen betroffenen Fassaden zur 
Tagzeit. Schallschutz für Außenwohnbereiche

Lageplan mit Darstellung der von Grenzwert-
überschreitungen betroffenen Fassaden zur 
Tagzeit. Schallschutz für Außenwohnbereiche
bei Nicht- oder Teilerrichtung der Gebäude im MU

Lageplan mit Darstellung der von Grenzwertüber-
schreitungen betroffenen Fassaden zur Tagzeit. 

Lageplan mit Darstellung der von Grenzwertüber-
schreitungen betroffenen Fassaden zur Nachtzeit.

Der Umfang der privaten Verkehrsflächen ist auf das für die Umsetzung der Planung notwendige Maß 
zu reduzieren. Im Plan als private Verkehrsflächen festgesetzte Bereiche, die für die Umsetzung der 
Planung nicht notwendig sind, sind entsprechend der Festsetzung zur Grünordnung Nr. C.14.5 zu 
begrünen. Die Festsetzung zur Grünordnung Nr. C.14.4 bleibt hiervon unberührt.
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3.
Bauweise, überbaubare 
Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

3.1

Baugrenze
(§ 23 Abs. 3 BauNVO)3.2

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

4.

4.1 öffentliche Verkehrsfläche

Baulinie
(§ 23 Abs. 2 BauNVO)

öffentliche Verkehrsfläche; erst 
nach Ableben der Bestandslinde 
umsetzbar

4.2

Wandhöhe maximal 
in m über Normalhöhennull
(§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

Abgrenzung unterschiedli-
cher Art d. baulichen Nutzungen
(§1 Abs. 2 BauNVO)

Soweit im Plan nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Bebauung des gesamten Gebietes die Bestim-
mungen der BayBO, i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt
durch § 2 des Gesetzes vom 23. April 2026 (GVBl. S. 190), geändert worden ist, und der BauNVO i.d.F. vom
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 G zur Stärkung der Digitalisierung im Bauleitver-
fahren und zur Änd. weiterer Vorschriften vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).

Aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634),
zuletzt geändert durch Artikel 5 G zur Beschleunigung des Ausbaus von Geothermieanlagen, Wärmepumpen und Wärme-
speichern sowie zur Änd. des BauGB und des BImSchG vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) und Art. 23 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern - GO - i.d.F. der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I),
die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, sowie Art. 81 Abs. 2 Bayer.
Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch § 2 des
Gesetzes vom 23. April 2026 (GVBl. S. 190) geändert worden ist, erlässt die Stadt Landshut die Satzung:

4.1

Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 Abs. 3 Satz 2 und 3 BauNVO)4.

Außerhalb der Baugrenzen sind Balkone, Überdachungen, Treppenaufgänge und Treppenhäuser nur
zulässig, wenn sie nicht mehr als 2,00 m vor die Außenwand vortreten, einzeln eine Breite von max.
4,50 m und in Summe eine Breite von max. der Hälfte der zugehörigen Gebäudefassadenlänge nicht 
überschreiten. Sichtschutzwände zwischen den einzelnen privaten Bereichen, sind mit max. 2,0m 
Höhe und 2,0m Tiefe zulässig. 

5.1

Abstandsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB)5.

Oberirdische Nebenanlagen nach § 14 Absatz 1 BauNVO sind in die Gebäude zu integrieren.

Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Abweichend von Absatz 1 sind außerhalb von Gebäuden und Baukörpern nur zulässig:
- Anlagen nach Art. 7 BayBO (Kinderspielplätze),
- nicht überdachte und gern. Stellplatzsatzung der Stadt Landshut in der jeweils geltenden Fassung 
  nicht notwendige Fahrradabstellanlagen
- Aufstellflächen für Müllbehälter zur Bereitstellung am Abholtag, 
- unterirdische Nebenanlagen innerhalb der im Plan festgesetzten Umgrenzung der Flächen für 
  Tiefgaragen.

6.1

6.2

6.

Zwischen den Gebäuden 1 und 2 und den Gebäuden 2 und 3 wird eine Verkürzung der Abstandsflä-
chen auf einen minimalen Wert von 0,2 H abweichend vom Wert des Bauordnungsrecht (Art. 6 
BayBO) festgesetzt. Zwischen den Gebäuden 2, 3, 5 sowie zwischen Gebäuden 4 und 5 wird eine 
Verkürzung der Abstandsflächen auf einen minimalen Wert von 0,3 H festgesetzt. (Vgl. Hinweis D.15)

2.4

2.5

Straßenbegrenzungslinie4.4

Einfahrt Tiefgaragen nur in 
diesem Bereich zulässig

5.

5.1

4.5

5.2

5.3

6.1 Flächen für 
Versorgungsanlagen

6.2

6.3

6.4 Müllaufstellfläche
(§9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Wasser (Tiefenbrunnen)

Elektrizität (Trafo)

6.
Flächen für Versorgungsanlagen 
und für die Abfallentsorgung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

privater Spielplatz, in der Lage 
verschiebbar, die nachzuwei-
sende Spielplatzfläche kann auf 
mehrere Spielplätze im Gel-
tungsbereich aufgeteilt werden. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

private Verkehrsfläche4.3

Flächen für das Anpflanzen bzw. 
Bindungen für Bepflanzungen und 
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

7.

Flächen mit Bindungen für Be-
pflanzungen und die Erhaltung
von Bäumen, Sträucher und 
sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

7.1

zu pflanzender Baum
in der Lage verschiebbar
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

7.2

zu erhaltender Baum
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)7.3

8.

Umgrenzung von Flächen für
Nebenanlagen, Stellplätze, 
Garagen und Gemeinschafts-
anlagen, Zweckbestimmung:
Tiefgarage
(§9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

TGa8.1

Flächen für Stellplätze, Garagen 
und Gemeinschaftsanlagen

Sonstige Festsetzungen

FD

Flachdach, zulässige
Dachneigung 0° - 3°,
mind. extensiv begrünt
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81
Abs. 1 Nr. 1 BayBO)

9.

9.1

bestehende Grundstücksgrenzen1

B: HINWEISE DURCH PLANZEICHEN

Geplante Gebäude 
mit Nummerierung2

Flurstücksnummer

410.00

Bestehende Gebäude

Bestehende Nebengebäude

37

142/30

Höhenlinien Bestand

bestehende Grundstücksgrenzen,
aufzulösen2

3

4

5

6

7

Bushaltestelle

Umgrenzung Biotop Nr.
LA-0126-001
(§9 Abs. 6 BauGB)

Mauer Planung

H

8

9

10

11

Bestandsgebäude, 
abzureißen

Die in den Festsetzungen des Bebauungsplanes genannten DIN-Normen und weitere Regelwerke 
werden zusammen mit diesem Bebauungsplan während der üblichen Öffnungszeiten im Amt für 
Stadtentwicklung und Stadtplanung der Stadt Landshut,  Luitpoldstraße 29, 84034 Landshut zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten. Die genannten Normen und Richtlinien sind beim Deutschen Patent-
amt archivmäßig gesichert hinterlegt. Sie sind außerdem bei derder DIN Media GmbH, Berlin, zu be-
ziehen (DIN Media GmbH, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin).

Mauer Bestand 12

PULVERTURMSTRAßE 2026

Grünflächen

private, zu begrünende Fläche, 
überfahrbar (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
i.V.m. § 23 BauNVO)

private, zu begrünende Fläche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. 
§ 23 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 BauNVO)

Grünordnung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO darf die festgesetzte Grundfläche durch die Anlagen gemäß
§ 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO um 4.050 m² überschritten werden. 
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Bebauungsplan Nr. 05-77 Deckblatt 1 
mit integriertem Grünordnungsplan
"Zwischen Pulverturmstraße, 
Schönbrunner Straße und Hagrainer Straße"
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